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1
Einleitende Regelungen

1.1
Zweck, Geltungsbereich

(1)  Die Allgemeine Dienst- und Geschäftsanweisung -ADGA- ist eine innerdienstliche Vorschrift und in allen Bereichen der Stadtverwaltung anzuwenden. Sie regelt den allgemeinen Dienstbetrieb und den Geschäftsablauf.

Die ADGA soll dazu beitragen, den Verwaltungsablauf zu vereinheitlichen, zu vereinfachen und zu beschleunigen.

(2)  Die in den innerdienstlichen Regelungen verwendeten Funktionsbegriffe wie z.B. Beigeordneter, Amtsleiter, Vorgesetzter, Bediensteter usw. schließen sowohl weibliche als auch männliche Inhaber dieser Funktion ein.

Aus Gründen der Übersichtlichkeit der Regelungen wird auf die wechselweise weibliche bzw. männ-liche Form dieser Funktionsbezeichnung verzichtet.

(3)  Die innerdienstlichen Regelungen gelten für alle in einem Dienst-, Beschäftigungs- oder Aus-bildungsverhältnis zur Stadtverwaltung stehenden voll- oder teilzeitbeschäftigten Personen, sofern nichts anderes geregelt ist. Sie gestalten deren Arbeitspflichten.

(4)  Die Vorgesetzten haben dafür Sorge zu tragen, daß allen Bediensteten die innerdienstlichen Regelungen unterschriftlich zur Kenntnis gegeben werden.

1.2
Änderung der ADGA

(1)  Ergänzungs- oder Änderungsvorschläge zur ADGA sind dem Hauptamt schriftlich auf dem Dienstwege zuzuleiten.

(2)  Über Änderungen der ADGA entscheidet der Oberbürgermeister.

(3)  Für einzelne Organisationseinheiten der Stadtverwaltung können, soweit es aus betrieblichen und/oder ablauforganisatorischen Gründen unumgänglich ist, die ADGA ergänzende oder andere (an den örtlichen Notwendigkeiten orientierte) Regelungen getroffen werden, die der Einwilligung des Oberbürgermeisters bedürfen.

1.3
Dienstanweisungen (DA)

(1)  Dienstanweisungen sind innerdienstliche Regelungen für einzelne Aufgabenbereiche.

(2)  Dienstanweisungen sind auf solche Regelungen zu beschränken, die nach Inhalt und Bedeutung dafür geeignet sind.

(3)  Für Dienstanweisungen ist folgender Geschäftsgang zu beachten:

a)
Die Entwürfe zu Dienstanweisungen werden von der federführenden Organisationseinheit erarbeitet. Dabei ist das Hauptamt /Organisationsabteilung so rechtzeitig zu beteiligen, daß seine Vorschläge schon bei der Abfassung des Entwurfs berücksichtigt werden können.

b)
Das Hauptamt/Organisationsabteilung überprüft den Entwurf auf Beachtung der für die Gesamtverwaltung allgemein gültigen Grundsätze der Organisation und des Geschäftab-laufes und legt gemeinsam mit der federführenden Organisationseinheit die Mitzeichnung fest.

c)
Notwendige Änderungen werden im Einvernehmen zwischen dem Hauptamt/Organisations-abteilung und dem Fachamt vorgenommen. Weitere Organisationseinheiten werden nach Maßgabe des Hauptamtes/Organisationsabteilung hinzugezogen.

d)
In Angelegenheiten, in denen der Personalrat nach dem Thüringer Personalvertretungsgesetz 
(ThürPersVG) zu beteiligen ist, sind ihm die Entwürfe der Dienstanweisung zur Äußerung von 
der erarbeitenden Organisationseinheit über den Oberbürgermeister zuzuleiten.

e)
Dienstanweisungen werden vom Oberbürgermeister unterzeichnet und in Kraft gesetzt.

(4)  Um eine Fortschreibung zu erleichtern, sind alle Dienstanweisungen in DIN A4- Format/Loseblatt-form zu erstellen. Im Rahmen der Bürokommunikation stehen allen PC - Nutzern (Netz) die Dienstan-weisungen auf dem Server zur Verfügung.

(5)  Jeder Dienstanweisung ist eine den Inhalt kennzeichnende Überschrift und eine verwaltungsintern zu gebrauchende Numerierung voranzustellen.

Die Numerierung wird durch das Hauptamt/Organisationsabteilung bestimmt und vergeben.

(6)  Auf einem Mitzeichnungsblatt haben alle Organisationseinheiten, die beteiligt wurden, zum Zei​chen des Einverständnisses mit Datum zu unterschreiben. Nach der Unterzeichnung der Dienstan​weisung durch den Oberbürgermeister ist das Mitzeichnungsblatt im Hauptamt/Organisationsabtei​lung zu hinterlegen.

(7)  Zu erlassende Dienstanweisungen sind einheitlich wie folgt zu gliedern:

1
Geltungsbereich (Untergliederung nach personellen und sachlichen Geltungsbereich, wenn 
erforderlich, möglich)

2
Beschreibung des Tatbestandes

3...0
notwendige Einzelregelungen

-
Schlußbestimmungen


*Welche noch gültigen/anderslautenden Regelungen werden ersetzt/aufgehoben-

-
Inkrafttreten

-
Unterschrift Oberbürgermeister

(8)  Nach Bestätigung und Unterzeichnung wird durch die federführende Organisationseinheit die Vervielfältigung der Dienstanweisung veranlaßt. Der aktuelle Veteilerschlüssel wird durch das Haupt-amt vorgehalten. Anschließend sind die Dienstanweisungen dem Hauptamt/Organisationsabteilung versandfertig zur Verteilung zu übergeben.

(9)  Um eine Fortschreibung der Dienstanweisungen auf dem Server zu gewährleisten und diese für alle PC- Nutzer (Netz) bereitstellen zu können, ist nach Unterzeichnung der Dienstanweisung durch den Oberbürgermeister diese auf Diskette oder per Mail an das Hauptamt/Organisationsabteilung zu übergeben. Die Organisationsabteilung gewährleistet somit die Einstellung der Dienstanweisung auf dem Server (Netz).

(10)  Das Verzeichnis der Dienstanweisungen wird vom Hauptamt/Organisationsabteilung geführt und laufend aktualisiert.

1.4
Organisationsverfügungen

(1)  Organisationsverfügungen sind Festlegungen des Oberbürgermeisters zur Realisierung aufbau- und ablauforganisatorischer Maßnahmen.

(2)  Die Entwürfe der Organisationsverfügungen werden vom Hauptamt/Organisationsabteilung im Einvernehmen mit der betroffenen Organisationseinheit erarbeitet.

(3)  Jeder Organisationsverfügung ist eine den Inhalt kennzeichnende Überschrift und eine verwal-tungsintern zu gebrauchende Numerierung voranzustellen. Die Numerierung wird durch das Haupt-amt/Organisationsabteilung bestimmt und vergeben.

(4)  Ein Exemplar jeder Organisationsverfügung erhält das Hauptamt/Organisationsabteilung nach Inkraftsetzung durch den Oberbürgermeister. Im Rahmen der Bürokommunikation stehen allen PC-Nutzern (Netz) die Titel der Organisationsverfügungen auf dem Server zur Verfügung.

1.5
Dienstvereinbarungen (DV)

(1)  Dienstvereinbarungen sind Verträge zwischen dem Personalrat und dem Oberbürgermeister. Sie sind nur im Rahmen der § 74 Abs. 3 und 75 Abs. 2 ThürPersVG als Instrument der Mitbestimmung zulässig.

(2)  Soweit es erforderlich ist, sind Dienstvereinbarungen durch Dienstanweisung bzw. durch Arbeits-anweisungen in Verantwortung des Personalamtes im Einvernehmen mit dem Hauptamt/Organisa-tionsabteilung umzusetzen.

(3)  Sie gelten unmittelbar für alle Bediensteten.

(4)  Durch das Personalamt ist eine Sammlung aller Dienstvereinbarungen sicherzustellen.

1.6
Arbeitsanweisungen

Arbeitsanweisungen, Arbeitshilfen, usw. sind Regelungen im Einzelfall. Sie können von den Vorge​setzten der Organisationseinheiten zur Realisierung bestimmter Aufgaben/Teilaufgaben erarbeitet und in Kraft gesetzt werden. Sie dürfen nicht gegen höheres Recht, wie Bundes- oder Landesrecht, städtische Satzungen, Tarifrecht oder Dienstanweisungen verstoßen. Sie sind in den Organisations​einheiten auf dem laufenden Stand zu halten und den Bediensteten in geeigneter Weise zugänglich zu machen.

2
Organisation der Stadtverwaltung

2.1
Grundsätze - Gesetzmäßigkeit

2.1.1
Gesetzmäßigkeit

Die Stadtverwaltung ist an Gesetz und Recht gebunden. Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben haben die Bediensteten die geltenden Rechtsvorschriften zu befolgen.

2.1.2
Einheit der Verwaltung

Die städtische Verwaltung bildet eine Einheit. Die Organisationseinheiten und  Eigenbetriebe haben eng zusammenzuarbeiten, sich in jeder Weise gegenseitig zu unterstützen und untereinander abzu-stimmen.

2.2
Organisationseinheiten/Organisationsänderungen

(1)  Die Stadtverwaltung Erfurt ist in Organisationseinheiten (Dezernate, Ämter, Abteilungen Sachge-biete etc.) gegliedert. Andere Organisationseinheiten können durch Verfügung des Oberbürger-meisters gebildet werden.

(2)  Die Entscheidung über Organisationsänderungen trifft der Oberbürgermeister.

2.3
Organisationspläne

2.3.1
Aufgabengliederungsplan

Der Aufgabengliederungsplan beinhaltet die Aufgaben der Stadtverwaltung. Er weist diese Aufgaben zugleich bestimmten Organisationseinheiten als federführend zur Bearbeitung zu.

2.3.2
Verwaltungsgliederungsplan

(1)  Der Verwaltungsgliederungsplan stellt den organisatorischen Aufbau der Stadtverwaltung dar. Er schafft die zur Erledigung der einzelnen Aufgabenhauptgruppen und Aufgabengruppen notwendigen Organisationseinheiten.

(2)  Über die Zuordnung der einzelnen Organisationseinheiten und Aufgaben zu den Einzelverwal-tungen entscheidet der Oberbürgermeister.

2.3.3
Dezernatsverteilungsplan
Der Dezernatsverteilungsplan regelt die Zuordnung der einzelnen Geschäftsbereiche zum jeweiligen Dezernat. An der Spitze der Dezernate stehen Beigeordnete oder der Oberbürgermeister.

2.3.4
Haushaltsplan

(1)  Der Haushaltsplan (Verwaltungshaushalt und Vermögenshaushalt) ist die Grundlage der städti​schen Haushaltswirtschaft. Er enthält die voraussichtlich zu erwartenden Einnahmen und die wahr​scheinlich zu leistenden Ausgaben. Er ist Teil der Haushaltssatzung des jeweiligen Haushaltsjahres. Die Erstellung des Entwurfes des Haushaltsplanes liegt in Verantwortung der Stadtkämmerei. Darüber hinaus hat sie die Ausführung des Haushaltsplanes zu überwachen.

(2)  Einzelheiten werden in einer gesonderten Dienstanweisung geregelt.

2.3.5
Stellenplan

Im Stellenplan (Bestandteil des Haushaltsplanes) werden die zur Erfüllung der städtischen Aufgaben erforderlichen Stellen nach Art, Anzahl und Bewertung ausgewiesen. Näheres wird durch Dienstan-weisung gesondert geregelt.

2.3.6
Geschäftsverteilungsplan

Der Geschäftsverteilungsplan legt die Verteilung der den Organisationseinheiten zugewiesenen Auf-gaben auf die einzelnen Stellen (Planstellen) des Amtes fest.

2.3.7
Aktenordnung
(1)  Die Aktenordnung ist für die Verwaltung und Aufbewahrung des Schriftgutes bei der Stadtverwal-tung verbindlich. Für die Führung und Ordnung der Akten sind die Organisationseinheiten eigenver-antwortlich.

(2)  Einzelheiten werden in einer Dienstanweisung gesondert geregelt.

(3)  Die Personalaktenführung ist ausschließlich Angelegenheit des Personalamtes.

2.3.8
Produktkatalog

(1)  Der Produktkatalog ist die Zusammenfassung aller Produkte/Produktpläne der Organisationsein-heiten der Stadtverwaltung.

(2)  Nähere Einzelheiten werden durch Dienstanweisung geregelt.

2.3.9
Bearbeitung der Organisationspläne

(1)  Die Organisationspläne werden federführend vom Hauptamt/Organisationsabteilung bearbeitet und gemeinsam mit der betroffenen Organisationseinheit abgestimmt.

(2)  Die Organisationspläne und deren Änderungen werden vom Oberbürgermeister verfügt.

3
Funktionen, Befugnisse

3.1
Oberbürgermeister

(1)  Der Oberbürgermeister leitet die Stadtverwaltung und vollzieht die Beschlüsse des Stadtrates und der Ausschüsse. 

(2)  Er ist Vorgesetzter und Dienstvorgesetzter aller städtischen Bediensteten sowie oberste Dienst-behörde der Beamten.

(3)  Seine Vertretung ist in der Hauptsatzung geregelt.

3.2
Beigeordnete

(1)  Die Beigeordneten sind im Rahmen der Rechtsvorschriften für die nach dem Dezernatsvertei-lungsplan zugewiesenen Geschäftsbereiche zuständig.

(2)  Innerhalb ihrer Geschäftsbereiche sind sie in fachlicher Hinsicht selbständig und allein dem Ober-bürgermeister verantwortlich. Sie tragen dafür Sorge, daß der Geschäftsgang innerhalb ihres Zuständigkeitsbereiches nach den festgelegten einheitlichen Grundsätzen abläuft.

(3)  Ihre gegenseitige Vertretung wird im Dezernatsverteilungsplan ausgewiesen.

3.3
Amtsleiter, Abteilungsleiter, Sachgebietsleiter

(1)  Die Amtsleiter, Abteilungsleiter und Sachgebietsleiter haben die Verantwortung für die vorschrifts-mäßige, sachgemäße und rechtzeitige Planung, Entscheidung, Ausführung und Kontrolle der zur Erfüllung der Aufgaben erforderlichen Arbeiten. Sie sind für die rechtlich und sachlich richtige, vollständige, rechtzeitige und abschließende Erledigung der Arbeit verantwortlich.

(2)  Sie sorgen im Rahmen des Stellenplanes für den zweckmäßigen Einsatz der ihnen zugeordneten Bediensteten und Arbeitsmittel. Dazu gehören auch die Anleitung und Kontrolle.

3.4
Sachbearbeiter

(1)  Sachbearbeiter sind selbständig hinsichtlich der ihnen zugewiesenen Aufgaben; sie sind gehalten, mit eigener Initiative den Fortgang der Sacherledigung zu fördern.

(2)  Sie arbeiten nach allgemeinen oder besonderen Weisungen ihres Vorgesetzten. Sie haben Ent-scheidungsbefugnisse nur im Rahmen der ihnen übertragenen Arbeitsaufgabe gemäß der Stellenbe-schreibung.

3.5
Vorgesetzter, Dienstweg

(1)  Vorgesetzter ist, wer aufgrund seiner übertragenen Funktion dem Bediensteten für seine dienst-liche Tätigkeit Anordnungen erteilen darf. Der Dienstweg führt über den nächsten Vorgesetzten. Die unmittelbare Zusammenarbeit zwischen den Bediensteten verschiedener Organisationseinheiten wird dadurch nicht berührt.

(2)  Bei Fehlentwicklungen, Konflikten, Meinungsverschiedenheiten oder Ablaufstörungen ist die Ent-scheidung des Vorgesetzten zu erwirken. Eine dennoch abweichende Meinung ist zur Entscheidung dem nächsthöheren Vorgesetzten anzutragen; dieser entscheidet endgültig.

3.6
Besondere Vorkommnisse

Besondere Vorkommnisse sind dem Oberbürgermeister unverzüglich - nach Möglichkeit auf dem Dienstwege - mitzuteilen. Das gilt insbesondere für solche Ereignisse, die Wirkungen auf die öffent-liche Meinung oder den Arbeitsfrieden haben könnten oder die ihrer Art nach ein besonderes Interesse des Stadtrates , eines Ausschusses oder einer Aufsichtsbehörde erwarten lassen.

3.7
Delegation von Aufgaben und Verantwortung

(1)  Die Stadtverwaltung kann den an sie gestellten Anforderungen nur gerecht werden, wenn die Bearbeitung der Geschäftsvorgänge und die abschließende Entscheidung soweit wie möglich auf die Sachbearbeiterebene verlagert werden. Maßstab für die Übertragung der Entscheidungsbefugnis ist die Fähigkeit, einen Sachverhalt hinreichend zu beurteilen und verantwortlich zu handeln.

(2)  Die Bediensteten tragen für die ihnen zugewiesenen Aufgaben die Handlungsverantwortung. Im Rahmen dieser Verantwortung müssen sie

- selbständig handeln und entscheiden,

- neue Aufgaben und Probleme aufgreifen und Lösungsvorschläge machen,

- die Entscheidung des Vorgesetzten in außergewöhnlichen Fällen einholen,
  ihn beraten, über den Erledigungsstand der übertragenen Arbeiten informieren
  und ggf. auf Fehlentwicklungen rechtzeitig aufmerksam machen,

- andere Bedienstete informieren, wenn die Information für deren Arbeit notwendig,
  oder nützlich ist,

- sich entsprechend den Anforderungen ihres Aufgabengebietes weiterbilden.

(3)  Die Vorgesetzten tragen für die delegierten Aufgaben die Führungsverantwortung.

Im Rahmen der bestehenden Vorschriften und Anordnungen sind sie für folgende Aufgaben verant-wortlich:

a)
Ordnungsgemäße und bestmögliche Erfüllung der übertragenen Aufgaben, ggf. durch 
Festlegung von Arbeitszielen,

b)
effektiver Einsatz der Bediensteten,

c)
Sicherstellung der gegenseitigen Information,

d)
Koordination von Tätigkeiten innerhalb des übertragenen Organisationsbereiches und mit 
anderen Organisationseinheiten,

e)
Ausübung der Dienst- und ggf. Fachaufsicht,

f)
Veranlassung bzw. Durchführung von Fort- und Weiterbildung der Bediensteten,

g)
Disziplinarbefugnis.

Als Leitlinien für einen guten Führungsstil gelten:

a)
Gerechte Verteilung der Aufgaben,

b)
Kooperative Zusammenarbeit,

c)
Kompetenzdelegation und Stärkung der Verantwortung,

d)
Anerkennung von Leistung,

e)
Gespräch und Information,

f)
Soziales Einfühlungsvermögen,

g)
Berufliche Förderung.

3.8
Anordnungen

(1)  Die Bediensteten sind verpflichtet, die Anordnungen der Vorgesetzten zu befolgen, sofern es sich nicht um Fälle handelt, in denen sie nach besonderer gesetzlicher Vorschrift nicht an Weisungen gebunden sind. Für die Rechtmäßigkeit seiner dienstlichen Handlungen trägt der Bedienstete die Verantwortung.

(2)  Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen hat der Bedienstete unverzüglich bei seinem unmittelbaren Vorgesetzten begründet geltend zu machen. Wird die Anordnung aufrecht​erhalten, so hat sich der Bedienstete, wenn seine Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit fortbestehen, an den nächsthöheren Vorgesetzten zu wenden. Bestätigt dieser die Anordnung, so muß der Bedien​stete sie ausführen und ist von der eigenen Verantwortung befreit; dies gilt nicht, wenn das ihm durch die dienstliche Anordnung aufgetragene Verhalten strafbar oder ordnungswidrig und die Strafbarkeit oder Ordnungswidrigkeit für ihn erkennbar war oder das ihm aufgetragene Verhalten die Würde des Menschen verletzt. 

(3)  Die Bestätigung ist durch den Vorgesetzten auf Verlangen vor der Ausführung der dienstlichen Anordnung schriftlich zu erteilen.

3.9
Anträge und Beschwerden

(1)  Anträge, Beschwerden und Mitteilungen sind auf dem Dienstweg einzureichen und zu beant-worten. Sind sie vertraulicher Art, so sind sie so zu behandeln, daß die Vertraulichkeit gewahrt wird. Die Beigeordneten und Amtsleiter haben je nach Lage der Sache eine Äußerung oder einen Sicht-vermerk anzubringen.

(2)  Beschwerden über einen Vorgesetzten können beim nächsthöheren Vorgesetzten direkt vorge-bracht werden.

(3)  Beschwerden über das Verhalten eines städtischen Bediensteten (Dienstaufsichtsbeschwerden) sind dem Oberbürgermeister zuzuleiten. Von dort wird die weitere Verfahrensweise festgelegt. Je nach Sachlage haben die Amtsleiter eine Stellungnahme über den Beigeordneten an den Ober-bürgermeister abzugeben. 

(4)  Sachbeschwerden gehen der zuständigen Organisationseinheit unmittelbar zu und sind abschlie-ßend zu bearbeiten.

(5)  Die abschließende Bearbeitung einer Beschwerde darf nicht dem Bediensteten, über dessen Verhalten die Beschwerde geführt wird, oder ihm zugeordneter Bediensteter übertragen werden.

3.10
Datenschutz/Datenschutzbeauftragter

Für die Stadtverwaltung Erfurt ist ein behördeninterner Datenschutzbeauftragter bestellt.

Die Aufgaben des Datenschutzbeauftragten und die Regelungen zur Einhaltung der Anforderungen des Datenschutzes beim Umgang mit personenbezogenen Daten werden in einer gesonderten Dienstanweisung geregelt.

4
Zusammenarbeit
4.1
Grundsatz
Jede Organisationseinheit ist für die Bearbeitung der ihr nach Aufgabengliederungsplan zugewie-senen Aufgaben grundsätzlich zuständig.

4.2
Beteiligung, Federführung

(1)  Berührt eine Angelegenheit sachlich den Aufgabenbereich mehrerer Organisationseinheiten, hat die Organisationseinheit die Federführung, die die Angelegenheit nach ihrem sachlichen Inhalt überwiegend bearbeitet.

(2)  Berührt der Inhalt einer Angelegenheit die Zuständigkeit mehrerer Organisationseinheiten, ist vom nächst höheren gemeinsamen Vorgesetzten (Beigeordneten) eine verantwortliche Organisa-tionseinheit mit der Federführung zu bestimmen. Die beteiligten Organisationseinheiten wirken mit. Liegt die Zuständigkeit verschiedener Vorgesetzter (Beigeordneter) vor, bestimmt der Oberbürger-meister einen verantwortlichen Beigeordneten, der anschließend die verantwortliche Organisations-einheit bestimmt. Satz 2 gilt entsprechend.

5
Geschäftsablauf

5.1
Zentraler Posteingang/ -ausgang

5.1.1
Grundsatz

Eingänge sind so schnell wie möglich der sachbearbeitenden Stelle (Dezernat, Amt, Abteilung) zuzuleiten. Die Organisationseinheiten haben über Postein- und ausgänge Nachweise zu führen. (Posteingangs- und ausgangsbücher, elektronische Posteingangs- und ausgangsbücher o.ä.).

5.1.2
Posteingang

Das Postfach und die Briefkästen der Stadtverwaltung sind an Arbeitstagen mindestens einmal zu leeren. An arbeitsfreien Tagen wird die Leerung des Postfaches und der Briefkästen nach den jeweiligen Anordnungen des Hauptamtes durchgeführt.

5.1.3
Posteingangsstelle

(1)  Alle Postsendungen (externe Eingänge) für die Stadtverwaltung werden grundsätzlich durch die Poststelle des Hauptamtes abgeholt bzw. in Empfang genommen. Der dazu ermächtigte Personen-kreis ist in der Vollmachtenstelle der Deutschen Bundespost, Hauptpostamt, schriftlich hinterlegt.

(2)  Ausnahmen von Absatz (1) sind beim Hauptamt zu beantragen. Sie können nur zugelassen werden, wenn die Art oder der Inhalt der Sendung eine sofortige oder gesonderte Behandlung erfordern oder durch räumliche Entfernung eine Direktzustellung durch die Post wirtschaftlicher ist.

(3)  Werden Postsendungen direkt bei einzelnen Organisationseinheiten abgegeben, so sind diese in den Posteingang aufzunehmen. Ausgenommen davon sind Eingänge, die offensichtlich an eine andere Organisationseinheit gerichtet sind. Diese Sendungen sind möglichst noch am gleichen Tag der zuständigen Organisationseinheit zuzustellen.

5.1.4
Bearbeitung der Eingänge

(1)  Alle Postsendungen (Eingänge) werden ungeöffnet von der Poststelle des Hauptamtes mit dem Eingangsstempel versehen. Der Eingangsstempel ist der urkundliche Nachweis dafür, daß und wann eine Sendung bei der Stadtverwaltung eingegangen ist. Der Nachweis des Eingangstages durch den Eingangsstempel ist insbesondere dann von Belang, wenn rechtlich bedeutsame Termine und Fristen gewahrt werden müssen (z.B. bei eingehenden Widersprüchen).

Daher ist es erforderlich, daß die Briefumschläge solange bei den Eingängen verbleiben, bis die bearbeitende Organisationseinheit entscheidet, ob die Briefumschläge zum Vorgang bzw. zur Akte genommen werden. Postsendungen aus den Hausbriefkästen erhalten den Eingangsstempel des laufenden Tages von der entgegennehmenden Stelle.

(2)  Die nachstehenden Postsendungen sind wie folgt zu behandeln:

1
Sendungen an die Stadtverwaltung, die durch mangelhafte Adressierung nicht eindeutig den Dienststellen zuzuordnen sind, werden durch das Hauptamt geöffnet.

Entsprechend des Inhalts sind diese dann dem Endempfänger zuzuleiten.

Posteingänge mit personenbezogenen Daten sind vor der Weiterleitung wieder zu verschließen. Der Endempfänger ist hinreichend genau auf dem Umschlag anzugeben.

2
Einschreiben und Postzustellungsaufträge sind nachweisfähig zusammen mit dem Zustellungs-nachweis im Original unverzüglich an die zuständige Organisationseinheit weiterzuleiten.

3
Beim Eingang von Eilsendungen und Angeboten auf Ausschreibungen sind unverzüglich Ab​stimmungen mit dem Empfänger zwecks schnellster Zustellungsart zu treffen.

4
Bei Nachnahmesendungen und Sendungen mit Nachgebühr bestimmt der informierte Emp​fänger über die Annahme der Postsendung.

5
Irrläufer sind Sendungen, die irrtümlich durch die Deutsche Bundespost der Stadtverwaltung übergeben wurden. Diese sind am gleichen Tag dem Hauptpostamt zurückzugeben.

5.1.5
Zuordnung und Weitergabe der Eingänge

(1)  Alle Sendungen sind von der Poststelle des Hauptamtes nach Empfängern zu ordnen und zu verteilen.

(2)  Die Verteilung der Sendungen erfolgt durch:

-
Bestückung der Postverteileranlage des Rathauses

-
durch Selbstabholen in der Poststelle

-
durch Überbringen mittels Postkurier

(3)  Über die Aufnahme in den Postkurierdienst entscheidet das Hauptamt.

(4)  Unverzüglich nach Eingang sind an die zuständige Organisationseinheit weiterzuleiten:

-
Telegramme, Fernschreiben, Eilbotensendungen und Telefaxe.

-
Ungeachtet der Adressierung durch das Gericht sind Klagen und Anträge auf einstweiligen 

Rechtsschutz und andere Post von den Gerichten unverzüglich dem Rechtsamt zuzuleiten.

(5)  Einschreibesendungen können nur von den gegenüber der Post bevollmächtigten Bediensteten unterschriftlich in Empfang genommen werden. Die Weitergabe an die zuständigen Organisations-einheiten erfolgt gegen Empfangsvermerk.

(6)  Mit einer Nachgebühr belastete Postsendungen sind in der Regel an den Absender zurückzu-geben.

(7)  Eingänge sind nach der Öffnung von der zuständigen Organisationseinheit mit dem Eingangs-stempel zu versehen. Die bei den Postsendungen befindlichen Anlagen sind zu prüfen und der Zahl nach zu vermerken. Beigelegtes Rückporto (in Briefmarken oder Geld) ist zu entnehmen; die Entnahme ist auf dem Eingang zu vermerken.

5.1.6
Sichtvermerke, Arbeitsvermerke

(1)  Oberbürgermeister, Beigeordnete, Amtsleiter und die Werkleiter der Eigenbetriebe versehen die Eingänge im Bereich des Eingangsstempels mit Sicht- und Arbeitsvermerken.

Es bedeuten:

Kg

= Kenntnis genommen

zU

= alle Verfügungen/Vorgänge und Reinschriften sind zur Unterschrift vorzulegen;

B

= kurzer schriftlicher Bericht über den Stand der Angelegenheit

fRü

= fernmündliche Rücksprache

Rü

= Rücksprache

eilt

= bevorzugte Bearbeitung erforderlich

sofort

= vor allen anderen Eingängen zu bearbeiten

(2)  Die Sicht- oder Arbeitsvermerke werden von allen übrigen leitenden Bediensteten entsprechend angewandt. Das Namenszeichen ist mit Datum beizufügen.

(3)  Für Sicht- und Arbeitsvermerke darf keine grüne Farbe verwendet werden; diese Farbe ist dem Rechnungsprüfungsamt und dem Bauordnungsamt für Prüfungsvermerke vorbehalten.

5.1.7
Vertrauliche Schriftstücke
(1)  Als vertraulich sind Schriftstücke zu kennzeichnen, deren Inhalt nicht zur Kenntnis aller im Geschäftsgang üblicherweise beteiligten Bediensteten bestimmt sind.

Das sind u.a. Schriftstücke folgender Art:

- Personalangelegenheiten, wie Anträge auf Beihilfen, Unterstützungen oder Darlehen und die entsprechenden Bewilligungsschreiben, Disziplinarsachen, Gehaltsmitteilungen u.a.,

- Prozeßsachen,

- amtsärztlicher Schriftwechsel,

- sonstige Schreiben, deren Inhalt eine vertrauliche Behandlung notwendig macht.

(2)  Vertrauliche Schriftstücke dürfen nur verschlossen befördert werden.

Sendungen mit dem Vermerk "vertraulich" dürfen grundsätzlich nur vom namentlich bestimmten Adressaten, seinen Vorgesetzten oder Vertreter geöffnet werden.

(3)  Mit dem Zusatz "Persönlich" kann Post gekennzeichnet werden, die nur für den Adressaten als Privatperson bestimmt ist. Sie kann nur von den Adressaten persönlich geöffnet werden.

5.2
Sachbearbeitung

5.2.1
Behandlung der Eingänge
(1)  Die Eingänge sind unverzüglich durchzusehen und in der Reihenfolge des Eingangs unter Beachtung bestehender Fristen und der Dringlichkeit zu bearbeiten. Sofortsachen sind vor allen anderen Eingängen möglichst noch am Tage des Eingangs, Eilsachen bevorzugt zu bearbeiten.

(2)  Der Leiter der Organisationseinheit entscheidet eigenständig über das Verfahren, wie mit Ein-gängen, die mit dem Zusatz “vertraulich” und/oder “persönlich” gekennzeichnet sind, umzugehen ist.

(3)  Anonyme Eingänge sind nur dann zu bearbeiten, wenn ein öffentliches oder städtisches Interesse erkennbar ist. Die Entscheidung darüber trifft der Leiter der Organisationseinheit.

(4)  Müssen bei der Stadtverwaltung eingegangene Sendungen zuständigkeitshalber an andere nichtstädtische Stellen abgegeben werden, ist dem Einsender eine Abgabenachricht zu erteilen.

(5)  Wird beim Eingang schon erkannt, daß der Vorgang nicht in angemessener Zeit bearbeitet werden kann, ist dem Einsender eine Zwischennachricht (fernmündlich oder schriftlich) zu erteilen. Ggf. ist ein Aktenvermerk zu fertigen.

Eine Zwischennachricht ist auch dann zu erteilen, wenn der Vorgang innerhalb der Stadtverwaltung an die zuständige Stelle abgegeben wird.

(6)  Ist die Bearbeitung eines Vorganges innerhalb einer zu beachtenden Frist nicht möglich, so ist bei der fristsetzenden Stelle rechtzeitig Fristverlängerung zu beantragen.

5.2.2
Aktenvermerk, Niederschrift

(1)  Die für die Bearbeitung einer Angelegenheit wichtigen Begebenheiten, wie mündliche oder fern-mündliche Besprechungen, Tatsachenfeststellungen sowie mündliche Aufträge und Anordnungen, sind durch einen Aktenvermerk festzuhalten. Diese sind in den Vorgang aufzunehmen.

(2)  Niederschriften über Besprechungen/Sitzungen sind nur dann zu fertigen, wenn wichtige Sach-verhalte innerhalb der Verwaltung oder zwischen der Stadt und Dritten behandelt werden.

(3)  Eine Niederschrift muß enthalten:

-
Tag und Ort der Besprechung/Sitzung

-
Anwesenheitsliste

-
Tagesordnung (auch als Anlage möglich)

-
kurzgefaßte Darstellung des Verhandlungsverlaufes

-
Ergebnis der Beratung

-
Unterschrift des Verhandlungsführers

(4)  Eine Ausfertigung der Niederschrift ist jedem Teilnehmer zur Verfügung zu stellen. Der Verteiler ist am Ende der Niederschrift festzuhalten.

(5)  In analoger Anwendung der Bestimmungen für Niederschriften kann im Einvernehmen mit den Besprechungs-/Sitzungsteilnehmern vereinbart werden, daß nur die Ergebnisse der Beratung in kurzer gedrängter Form festgehalten werden (Ergebnisprotokoll).

(6)  Über Anhörungen, mündliche Erklärungen etc., die für die Sachbearbeitung wichtig sind, werden Verhandlungsniederschriften aufgenommen; sie werden in direkter Rede abgefaßt, von dem Erklä​renden nach der Schlußformel "v.,g.,u." (vorgelesen, genehmigt und unterschrieben) unterschrieben und von dem Verhandlungsleiter mit seiner Unterschrift abgeschlossen.

5.2.3
Fristsetzung, Wiedervorlagen

(1)  Bearbeitungsfristen sind so zu bemessen, daß sie eingehalten werden können.

(2)  Fehlanzeigen und Vollzugsmeldungen sind nur zu fordern, wenn sie wegen der Bedeutung der Sache unentbehrlich sind.

(3)  Die zeitlich bestimmte Wiedervorlage ist in geeigneter Weise festzuhalten (Terminkalender, Wiedervorlagekartei o.ä.).

(4)  Zweckmäßig ist es, Wiedervorlagen zentral an einer Stelle (Amt, Abteilung, Sachgebiet) zu führen, damit auch bei Urlaub und Krankheit des zuständigen Sachbearbeiters der Vorgang termin-gerecht weiterbearbeitet werden kann.

(5)  Mit der Wiedervorlage beauftragte Bedienstete sind dafür verantwortlich, daß die vorgesehenen Zeittermine überwacht und die Vorgänge zum angegebenen Termin dem Leiter bzw. Sachbearbeiter vorgelegt werden.

5.2.4
Arbeitsrückstände

(1)  Die Vorgesetzten und ihre leitenden Bediensteten prüfen von Zeit zu Zeit, ob Arbeitsrückstände vorhanden sind. Die Bediensteten sind aber auch selbst verpflichtet, den unmittelbaren Vorgesetzten zu unterrichten, sobald größere Arbeitsrückstände entstehen oder zu befürchten sind.

(2)  Die Vorgesetzten haben unverzüglich für Abhilfe zu sorgen.

(3)  Die Bedienstete sind verpflichtet, den nächsthöheren Vorgesetzten zu verständigen, wenn in angemessener Frist keine Abhilfe geschaffen wird.

5.3
Behandlung ausgehender Post

(1)  Der zentrale Postversand ist Aufgabe der Poststelle des Hauptamtes. Über Ausnahmen entschei-det das Hauptamt. Die ausgehende Post ist der Poststelle des Hauptamtes geschlossen und ab-sendefertig zu übergeben.

(2)  Die Poststelle ist dafür verantwortlich, daß die bei ihr angelieferte Post noch am selben Tag zum Versand kommt.

(3)  Von der Poststelle ist die wirtschaftlichste Versendungsart anzuwenden.

(4)  Im innerdienstlichen Schriftgutaustausch sind grundsätzlich die Vorgänge offen in Laufmappen bzw. Hauspostumschlägen zu versenden.

(5)  Vertrauliche Sendungen (insbesondere Personalangelegenheiten und Vorgänge mit personenbe-zogenen Daten) sind innerhalb der Verwaltung dem Empfänger verschlossen zuzuleiten.

5.4
Schriftverkehr

5.4.1
Allgemeines

(1)  Bei der Abwicklung des Schriftverkehrs ist die wirtschaftlichste Art der Gestaltung und der Weiter-gabe an den Adressaten zu wählen. Insbesondere im internen Geschäftsablauf sind die Möglichkeiten der Bürokommunikation zu nutzen bzw. die mündliche oder fernmündliche Erledigung der Schriftform vorzuziehen, sofern sie sachlich vertretbar ist.

(2)  Bei der Anfertigung von Mehrexemplaren ist die wirtschaftlichste Form der Vervielfältigung zu wählen.

(3)  Die Zentrale Vervielfältigungstechnik (Hauptamt/Zentrale Dienste) steht für alle umfangreichen und größeren Schriftgutvervielfältigungen zur Verfügung. Damit ist die preisgünstigere Herstellung von Vervielfältigungen durch den Einsatz von Drucktechnik- und Hochleistungssystemen zur Kosten-einsparung gewährleistet.

(4)  Die Entscheidung über die Nutzung der zentralen Vervielfältigungstechnik ist auf der jeweiligen Bearbeitungsebene der Organisationseinheit nach ökonomischen und arbeitsorganisatorischen Gesichtspunkten durch den verantwortlichen Leiter zu treffen.

5.4.2
Formen des Schriftverkehrs

Die nachfolgenden Punkte weisen auf Formen rationeller Bearbeitung und Weitergabe von Schrift-stücken hin.

5.4.2.1
Urschriftlicher Verkehr (U....)

(1)  Die einfachste Form der Bearbeitung und Weitergabe im Schriftverkehr ist der urschriftliche Verkehr (im Original). Der urschriftliche Verkehr besteht darin, daß die Erledigung ohne Entwurf unmittelbar auf das eingegangene Schriftstück oder ein fest mit dem Eingang verbundenes Beiblatt gesetzt wird. Er erspart Aufwand, mindert den Papierverbrauch und entlastet die Registratur. 

(2)  Der urschriftliche Verkehr gegen Rückgabe (UR...) ist nur dann zu verwenden, wenn ange-nommen werden kann, daß das Schriftstück nicht für die Akten des angeschriebenen Empfängers benötigt wird.

5.4.2.2
Kurzmitteilungen (Lagervordrucke - LV)/Postkarten
(1)  Kurzmitteilungen (LV) für den internen und externen Schriftverkehr dienen der Entlastung der Schreibmaschinenarbeit. Kurzmitteilungen sind handschriftlich zu ergänzen und werden - ggf. mit den notwendigen Anlagen - abgesandt.
(2)  Postkarten sind zu verwenden, wenn der Text weitestgehend gedruckt ist und sich die Mitteilung insgesamt auf allgemeine Hinweise, Bestätigungen, Einladungen (einfacher Schriftverkehr) beschränkt. Sie sind handschriftlich auszufüllen. Jegliche über die Anschrift hinausgehende Über-mittlung von personenbezogenen Daten auf Postkarten ist zu vermeiden.
5.4.2.3
Zustellungen

(1)  Die förmliche Zustellung von Schriftstücken ist nur zu wählen, wenn sie durch Rechtsvorschriften vorgeschrieben ist oder wenn es der Rechtsschutz der Stadt erfordert.

(2)  In Zweifelsfragen der Zustellung ist die Auskunft des Rechtsamtes einzuholen.

5.4.3
Aktenverfügungen

(1)  In der Aktenverfügung werden die einzelnen Bearbeitungsmaßnahmen festgelegt, in der Reihen-folge der Ausführung als Verfügungspunkte niedergelegt und laufend durchnumeriert.

(2)  Es bestehen folgende Verfügungsformen:

U. dem.....
= Vorgang wird an eine andere Stelle urschriftlich weitergegeben;

UR. dem...
= Vorgang wird "Urschriftlich unter Rückgabe" einer anderen Stelle zugeleitet, für 


   diese sind erforderlichenfalls Durchschriften beizufügen;

Weglegen
= Akten können in das Archiv gegeben werden;

z.d.A.

= zu den Akten = Vorgang ist bei der Registratur aufzubewahren, evt. Wiedervorlage-


   termine sind erloschen;

z.d.lfd.A
= Zu den laufenden Akten = Vorgang ist in vorhandene Akten einzuordnen. 


   Wiedervorlagetermine bleiben bestehen;

WV

= Wiedervorlage mit Zeitangabe = wenn eine Sache noch nicht endgültig abge-


   schlossen ist;



   Verbale Einzelverfügung nach Sachlage.

5.4.4
Aktenzeichen

(1)  Im Briefkopf des Schriftstückes ist das eigene und - soweit bekannt - das Aktenzeichen des Empfängers anzugeben.

(2)  Das Aktenzeichen ist sowohl im internen als auch im externen Schriftverkehr anzugeben.
5.4.5
Vordrucke/Dokumentvorlagen

(1)  Für häufig wiederkehrende gleichartige Arbeitsvorgänge sind möglichst städtische Vordrucke bzw. Dokumentvorlagen zu verwenden, um die Aufgaben der Verwaltung mit einem geringen Aufwand zu erledigen.

(2)  Die Dokumentvorlagen stehen allen PC-Nutzern auf dem Server (Netz) zur Verfügung.

(3)  Nähere Einzelheiten sind in einer gesonderten Dienstanweisung geregelt.

5.5
Abfassen von Schriftstücken

(1)  Schriftstücke müssen für den Empfänger verständlich abgefaßt werden. Abkürzungen dürfen nur dann verwandt werden, wenn bereits vorher im Schriftverkehr die Quellenangabe vollständig aufgeführt ist.

(2)  Schreiben an Einzelpersonen sind mit Anrede und höflicher Schlußformel vorrangig "Mit freund-lichen Grüßen" zu versehen.

Personenmehrheiten, wie z.B. Firmen, Gesellschaften, sind in der Anrede mit "Damen und Herren" anzusprechen.

(3)  Der Schriftverkehr ist unter Verwendung der Briefbögen mit dem Aufdruck "Landeshauptstadt Erfurt - Stadtverwaltung" in der "Ich - Form" zu führen. Damit wird gewährleistet, den tatsächlichen Bearbeiter für den Bürger ansprechbar zu machen.

(4)  Soweit nicht gesetzliche Bestimmungen formale Redewendungen erfordern, sollten Schreiben der Verwaltung an den Empfänger auch da "bitten", wo sie ggf. "anordnen" oder "ersuchen" könnten.

5.6
Auskünfte, Beratung

(1)  Die Bediensteten haben Besucher höflich zu behandeln, zu beraten und Auskünfte im Rahmen des zuständigen Aufgabengebietes zu erteilen.

(2)  Eine allgemeine Auskunftspflicht besteht immer dann, wenn dies in Einzelgesetzen vorgeschrie​ben ist. Vor der Erteilung von detaillierten Auskünften ist zu prüfen, ob datenschutzrechtliche oder andere rechtliche Bestimmungen oder ausnahmsweise städtische Interessen dem entgegenstehen.

(3)  Auskünfte, auf die nur bestimmte Personen (Beteiligte) Anspruch haben, dürfen erst gegeben werden, wenn über die Identität oder die Bevollmächtigung des Auskunftsuchenden keine Zweifel bestehen. Insbesondere telefonische Auskünfte sind nur bei unzweifelhaft erkennbarer Identität des Auskunftsuchenden zu erteilen. Die Identität ist mit geeigneten Mitteln festzustellen (z.B. Codewort, Rückruf nach eigener Feststellung der Telefonnummer, Displayapparate). In Zweifelsfällen ist auf das persönliche Gespräch oder die schriftliche Anfrage zu verweisen.

(4)  Wichtige mündliche oder fernmündliche Auskünfte sind in einem Aktenvermerk festzuhalten. Je nach Lage des Falls kann die Hinzuziehung von Zeugen (andere Bedienstete) zweckmäßig sein.

(5)  Für Auskünfte an Presse, Funk und Fernsehen gilt Pkt. 7.1 .

(6)  Zur Auskunftserteilung an Stadtratsmitglieder, Ortschaftsratsmitglieder, ehrenamtliche Ortsbür​germeister und Beauftragte der Fraktionen der im Stadtrat vertretenen Parteien ist nur der Oberbür​germeister berechtigt (siehe auch § 22 (3) ThürKO).

(7)  Für die Akteneinsicht und die Auskunft aus Akten sind die bestehenden Rechtsvorschriften zu beachten.

5.7
Briefkopf

(1)  Schriftverkehr im Aufgabenbereich und mit Unterschrift des Oberbürgermeisters mit außen-stehenden Personen und Stellen wird unter der Bezeichnung "Landeshauptstadt Erfurt - Der Oberbür-germeister" geführt.

(2)  Für den Schriftverkehr im Aufgabenbereich der Stadtverwaltung mit außenstehenden Personen und Stellen sind Briefbögen mit dem Aufdruck "Landeshauptstadt Erfurt - Stadtverwaltung" zu verwenden. Der Briefbogen ist zu ergänzen durch Hinzusetzen des Dezernates, des Amtes, der Abteilung und der übrigen Absendermerkmale.

(3)  Abweichungen von der Gestaltung des Briefkopfes auf dem Briefbogen bedürfen der Zustimmung des Oberbürgermeisters. Anträge sind dem Hauptamt vorzulegen.

5.8
Innerdienstlicher Schriftverkehr

(1)  Für Schriftstücke im innerdienstlichen Schriftverkehr sind Briefbogen ohne Aufdruck zu ver-wenden. Dabei sind die Möglichkeiten der Bürokommunikation zu nutzen.

(2)  Verwaltungsinterne Schreiben sind Schreiben einer Organisationseinheit an eine andere Organi-sationseinheit.

(3)  Für Absender und Anschrift innerhalb der Stadtverwaltung ist die Amtskennziffer (Gliederungs-ziffer) und das Aktenzeichen der absendenden Organisationseinheit anzugeben.

Zur besseren Kommunikation innerhalb der Stadtverwaltung sind Datum, Telefonnummer und der Name des Bediensteten anzugeben.

5.9
Vorlagen für den Stadtrat, für Ausschüsse des Stadtrates und für 

Dienstberatungen des Oberbürgermeisters

Die Verfahrensweise zur Organisation des kommunalen Sitzungsdienstes ist in einer gesonderten Dienstanweisung geregelt.

5.10
Anfertigung, Ausfertigung, Unterzeichnung von Schriftstücken 
5.10.1
Maschinenschreiben

(1)  Schriftstücke sind unter Beachtung der schreibtechnischen DIN - Vorgaben "Schreib- und Gestal-tungsregeln für die Textverarbeitung DIN 5008" anzufertigen. Dabei sind die Möglichkeiten rationeller Arbeitsweise (Möglichkeiten der Bürokommunikation, Phonodiktat, Durchschriften, Fotokopien etc.) zu nutzen.

(2)  Im innerdienstlichen Schriftverkehr sind bei kleineren Korrekturen keine neuen Reinschriften zu fertigen.

(3)  Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit sind Vordrucke mit wenig Text und kurze Vermerke hand-schriftlich auszufüllen.

5.10.2
Beifügung von Vorgängen
(1)  Werden Schriftstücke zur Schluß- und Mitzeichnung vorgelegt, ist der Vorgang vollständig beizufügen.

(2)  Als Vorgang sind die gesamten Unterlagen (Schriftverkehr in der Sache, Vermerke über das Ergebnis mündlicher oder fernmündlicher Ermittlungen und Besprechungen, Niederschriften über Sitzungen und dgl.) einer Angelegenheit zu verstehen. Der Vorgang ist nach der Zeitfolge übersicht-lich und lückenlos zusammenzufassen und zu heften.

5.10.3
Gegenzeichnung im Amt

(1)  Alle Schriftstücke sind grundsätzlich auf der in der Verwaltung verbleibenden Ausfertigung vom Bearbeiter, wenn er nicht selbst zur Unterzeichnung berechtigt ist, unter dem Schriftsatz mit seinem Namenszeichen und Datum gegenzuzeichnen.

(2)  Ist der Bearbeiter dem Schlußzeichner nicht unmittelbar unterstellt, zeichnet der Vorgesetzte des Bearbeiters ebenfalls gegen.

(3)  Wer gegenzeichnet, übernimmt damit die Verantwortung für die ordnungsgemäße Bearbeitung der Angelegenheit.

5.10.4
Mitzeichnung Dezernats- bzw. Organisationseinheiten übergreifend
(1)  Bei Schriftstücken, die die Zuständigkeit mehrerer Organisationseinheiten betreffen, zeichnet jede beteiligte Organisationseinheit mit.

Die Mitzeichnung soll sicherstellen, daß die Gesichtspunkte der Mitbeteiligten berücksichtigt werden.

(2)  Die Mitzeichnung ist von der die Schriftstücke ausfertigenden Stelle vorzubereiten.

(3)  Schriftstücke, die die Zuständigkeit mehrerer Organisationseinheiten berühren, sind erst dann zur Schlußzeichnung vorzulegen, wenn alle Beteiligten mitgezeichnet haben.

(4)  Bei Ablehnung der Mitzeichnung ist eine Begründung beizufügen.

5.10.5
Anfertigung und Unterzeichnung von Schriftstücken
(1)  Das Original und die Durchschriften/Kopien eines Schriftstückes sind grundsätzlich in einem Arbeitsgang herzustellen.

(2)  Schriftstücke, die versandt werden, sind mit vollem Namen zu zeichnen. Der Name des Schluß-zeichners ist im Schriftverkehr nach außen mit Maschinenschrift zu wiederholen.

5.11
Unterschriftsbefugnis

5.11.1
Grundsatz

(1)  Die Unterschriftsbefugnis umfaßt das Recht und die Pflicht, einen Geschäftsgang selbständig abzuschließen. Der Unterzeichner übernimmt damit die Verantwortung. Sie erstreckt sich auch darauf, daß die Organisationseinheiten, die nach der Geschäftsverteilung oder besonderen Anord-nungen mitzuwirken haben, beteiligt worden sind. Bei der Unterzeichnung des externen Schriftver-kehrs ist darauf zu achten, daß eine Gleichwertigkeit der Dienststellung des unterzeichnenden Absenders mit der des Empfängers bestehen muß.

(2)  Grundsätzlich sind die hauptamtlichen Beigeordneten, die Amtsleiter, deren Vertreter und die Abteilungsleiter für Angelegenheiten ihres jeweiligen Geschäftsbereiches unterschriftsberechtigt. Im übrigen ist die Unterschriftsbefugnis nach Möglichkeit auf den Bediensteten für alle Tätigkeiten seines jeweiligen Zuständigkeitsbereiches zu delegieren

5.11.2
Dem Oberbürgermeister sind zur Unterschrift vorzulegen:

a)  alle Schriftstücke, deren Unterzeichnung ausschließlich durch den gesetzlichen Vertreter der Gemeinde in Rechts-, Verwaltungs- oder Dienstvorschriften vorgesehen ist.

b)  Schriftverkehr mit Landes- oder Bundesbehörden, Verbänden, amtlichen Stellen des Auslandes oder ausländischen Behörden des Inlandes und mit anderen juristischen Personen des privaten oder öffentlichen Rechts des Inlandes, wenn die Angelegenheit von grundsätzlicher Bedeutung ist und mit der Führung der Stadtverwaltung in Zusammenhang steht, Dienstaufsichtsbeschwerden gegen Beigeordnete und Amtsleiter.

c)  Angelegenheiten der laufenden Verwaltung des eigenen oder übertragenen Wirkungskreises und solche in Vollzug von Stadtrats- oder Ausschußbeschlüssen sowie Eilentscheidungen, sofern sich der Oberbürgermeister die Angelegenheit im Einzelfall oder aufgrund einer Dienstanweisung zur Unter-schrift vorbehält und

d)  sonstige Gruß-, Dank-, Glückwunsch-, Beleidschreiben etc., die ihrer Natur nach durch den gesetzlichen Vertreter der Gemeinde unterzeichnet werden.

5.11.3
Unterzeichnung durch die Beigeordneten

(1)  Die hauptamtlichen Beigeordneten sind für sämtliche Angelegenheiten ihres Geschäftsbereiches unterschriftsberechtigt, sofern nicht ausnahmsweise die Zuständigkeit des Oberbürgermeisters nach Punkt 5.11.2 gegeben ist.

(2)  Sofern eine Angelegenheit die Zuständigkeit mehrerer hauptamtlicher Beigeordneter betrifft, ist der Beigeordnete unterschriftsberechtigt, in dessen Geschäftsbereich die Angelegenheit nach seinem Inhalt überwiegend bearbeitet wird.

(3)  Die Unterschriftsberechtigung kann der hauptamtliche Beigeordnete für Angelegenheiten, die im Rahmen der laufenden Verwaltungstätigkeit eines Amtes anfallen, auf die Amtsleiter delegieren. Zur Sicherung der Einheitlichkeit des Verwaltungshandelns der Stadtverwaltung bedarf diese Unter-schriftsordnung eines Dezernates der Zustimmung des Oberbürgermeisters. Die bestätigte Unter-schriftsordnung ist zweifach auszufertigen und wird jeweils im Bereich Oberbürgermeister und beim zuständigen Beigeordneten hinterlegt.

(4)  Die Unterschriftsbefugnis ehrenamtlicher Beigeordneter beschränkt sich auf Angelegenheiten, die keine Verpflichtungen der Stadt begründen oder nach sich ziehen, es sei denn, daß der Oberbürger-meister im Einzelfall eine Einzelermächtigung zur Unterschriftsleistung erteilt.

(5)  Änderungen der Unterschriftsordnung bedürfen der Zustimmung des Oberbürgermeisters.

5.11.4
Unterzeichnung durch den Amtsleiter

(1)  Die Amtsleiter sind nach Maßgabe der bestätigten Unterschriftsordnung eines Dezernates für alle Angelegenheiten unterschriftsberechtigt, die nach dem Aufgabengliederungsplan dem Amtsleiter verantwortlich übertragen worden sind.

(2)  Die weitere Delegation der Unterschriftsbefugnis innerhalb eines Amtes bedarf der Zustimmung des Hauptamtes. Grundsätzlich ist dabei die Unterschriftsbefugnis soweit wie möglich und vertretbar dem Sachbearbeiter einzuräumen. Die bestätigte Unterschriftsordnung der Ämter ist dreifach auszu-fertigen und wird jeweils beim zuständigen Beigeordneten, im Amt 10 und dem zuständigen Fachamt hinterlegt.

(3)  Änderungen der Unterschriftsordnung bedürfen der Zustimmung des Amtes 10.

(4)  Die Bestimmungen der Unterschriftsordnung eines Amtes sind in die Stellenbeschreibungen der Planstellen aufzunehmen.

5.11.5
Form der Unterzeichnung

(1)  Unter der Bezeichnung

Landeshauptstadt Erfurt

Der Oberbürgermeister

zeichnen:



der Oberbürgermeister mit seinem Namen, ohne Zusatz,



der Bürgermeister "in Vertretung" (i.V.), mit maschineller Wiedergabe des Namens und der 

Dienstbezeichnung,



die Beigeordneten bei Vertretung des Oberbürgermeisters "in Vertretung" (i.V.), mit 

maschineller Wiedergabe des Namens und der Dienstbezeichnung

Die Eintragung des Datums auf das jeweilige Schreiben erfolgt nach Unterschriftsleistung des Oberbürgermeisters durch das Büro des Oberbürgermeisters.

Andere Bedienstete als die o.g. haben diesen Kopfbogen nicht zu verwenden.

(2)  Wird der Bezeichnung

Landeshauptstadt Erfurt

Stadtverwaltung

das absendende Dezernat beigefügt, zeichnen:


die Beigeordneten mit dem Namen ohne Zusatz,


die Stellvertreter der Beigeordneten "in Vertretung" (i.V.), mit maschineller Wiedergabe des 

Namens und der Dienstbezeichnung,

(3)  Wird der Bezeichnung

Landeshauptstadt Erfurt

Stadtverwaltung

das Amt oder der Name des Eigenbetriebes beigefügt, zeichnen:



die Amtsleiter/Werkleiter mit dem Namen ohne Zusatz,



die Stellvertreter der Amtsleiter/Werkleiter "in Vertretung" (i.V.), mit maschineller Wiedergabe 
des Namens und der Dienstbezeichnung,



die sonstigen zeichnungsberechtigten Bediensteten "im Auftrag" (i.A.), mit maschineller 

Wiedergabe des Namens und der Dienstbezeichnung.

(4)  Reinschriften sind mit vollem Namenszug handschriftlich zu unterschreiben. Bei Entwürfen genügt das Namenszeichen. Der Name des Unterzeichners ist unter der Unterschrift in Maschinen-schrift unter Angabe der Dienstbezeichnung (Beigeordneter, Amtsleiter, Abteilungsleiter, etc.) zu wiederholen. Auf die Beifügung von Titeln, Amtsbezeichnung der Beamten soll verzichtet werden, soweit es nicht ausdrücklich vorgeschrieben ist.

(5)  Reinschriften sind nur mit blauem bzw. schwarzem Stift zu unterzeichnen.

(6)  Die eigenhändige Unterschrift kann mechanisch vervielfältigt werden, soweit nicht die Urkunden-eigenschaft des Schriftstücks oder sonstige Umstände die eigenhändige Unterschrift erfordern. Reinschriften von Kassenanweisungen sind stets eigenhändig zu unterschreiben.

(7)  Bei Schriftstücken (Bescheide etc.), die mit Hilfe automatischer Einrichtungen erlassen werden, können unter Hinzufügung einer entsprechenden Erläuterung, Unterschrift und Namenswiedergabe fehlen.

5.11.6
Dienstsiegel/Stempel

(1)  Das Dienstsiegel soll entweder die Echtheit und den amtlichen Charakter einer Urkunde bekräftigen oder Gegenstände von Verwechslung oder unberechtigter Verwendung sichern.

(2)  Dienstsiegel dürfen nur für dienstliche Zwecke benutzt werden; ihre Verwendung für Privatzwecke ist nicht zulässig.

Einzelheiten werden in einer gesonderten Dienstanweisung geregelt.

(3)  Die Verwendung von Stempeln, die den Namenszug (die Unterschrift) wiedergeben (Faksimile-Stempel), ist grundsätzlich ausgeschlossen. Über Ausnahmen entscheidet das Hauptamt im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister.

(4)  Dienststempel sind stets, auch während der Dienststunden, verschlossen und sicher aufzubewah​ren. Bei mißbräuchlicher Benutzung haftet der Bedienstete, dem der Stempel zur Verwendung oder Verwahrung übergeben ist.

6
Dienst- bzw. Beschäftigungsregelungen

6.1
Verhalten - Verantwortung

(1)  Die Bediensteten sind für ihren Aufgabenbereich und ihre dienstlichen Handlungen im Rahmen der übertragenen Funktion verantwortlich.

(2)  Der Aufgabenbereich ist grundsätzlich im jeweiligen Geschäftsverteilungsplan festgelegt.

(3)  Die Bediensteten haben ihre volle Arbeitskraft zur Erfüllung ihrer Aufgaben einzusetzen. Ihr Verhalten darf das Ansehen der Stadtverwaltung nicht beeinträchtigen.

(4)  Der Genuß von Alkohol während der Arbeitszeit und in den Pausen ist nicht gestattet. Auch darf die Aufgabenwahrnehmung/Leistungsfähigkeit nicht durch vorhergehenden Alkoholgenuß beein-trächtigt werden (Restalkohol). Ausnahmen bestimmen der Oberbürgermeister, die Beigeordneten, die Amtsleiter und die Werkleiter. Auf die Dienstvereinbarung zur Bekämpfung von Alkohol- und Suchtkrankheiten vom 01.04.1994 wird in diesem Zusammenhang verwiesen.

(5)  In allen geschlossenen Räumen, die nicht dem Arbeitsplatz fest zugeordnet sind (außer den dafür vorgesehenen Stellen, wie Raucherinseln etc.), in Kantinen, in Aufzügen sowie in Gängen mit Warte-zonen für Besucher, in Toilettenräumen und in Räumen in denen leicht brennbares Material gelagert wird, ist das Rauchen nicht gestattet.


Raucher und Nichtraucher sind nicht in gemeinsamen Diensträumen unterzubringen; soweit 
dies nicht möglich ist, ist das Rauchen in solchen Räumen nicht gestattet;


Mit Rücksicht auf den Besucherverkehr soll in den Diensträumen während der Sprechzeiten 
nicht geraucht werden;


Bei Sitzungen und sonstigen dienstlichen Zusammenkünften hat der Schutz der Nichtraucher 
Vorrang vor den Bedürfnissen der Raucher.

6.2
Wahrung der Interessen der Stadt, Interessenkollision
(1)  Wenn Tatsachen bekannt werden, die geeignet sein können, das Ansehen oder das Vermögen der Stadt zu schädigen, haben die Bediensteten - sofern sie selbst das Erforderliche nicht veranlassen können - den Vorgesetzten unverzüglich zu unterrichten.

(2)  Die Bediensteten sind verpflichtet, ihre Vorgesetzten zu unterrichten, wenn sie in dienstlicher Angelegenheit tätig werden sollen, bei der ihre eigenen Interessen oder die ihrer Angehörigen 
(vgl. §§ 1589, 1590 BGB) mit den Interessen der Stadt in Widerstreit geraten können. Der Vorgesetzte ist verpflichtet, für eine geeignete dienstliche Regelung zu sorgen. Dies gilt auch bei Befangenheit.

(3)  Ist ein Interessenwiderstreit oder ein Fall von Befangenheit offensichtlich oder den Umständen nach anzunehmen, ist jeder Vorgesetzte, auch ohne Vorlegen einer Meldung, verpflichtet, für eine geeignete dienstliche Regelung zu sorgen.

6.3
Verschwiegenheit, Aussagegenehmigungen

(1)  Die Bediensteten haben über Angelegenheiten, die ihnen bei ihrer dienstlichen Tätigkeit bekannt-geworden sind, Verschwiegenheit zu wahren, und zwar auch nach Beendigung ihres Beschäftigungs-verhältnisses.

(2)  Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder für Mitteilungen über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Verschwiegenheit bedürfen. Vorschriften über Geheimhaltung in besonderen Fällen bleiben unberührt.

(3)  Die Bediensteten dürfen ohne Genehmigung über Angelegenheiten, über die sie nach Absatz (1) Verschwiegenheit zu bewahren haben, weder vor Gericht noch außergerichtlich Aussagen oder Erklärungen abgeben.

(4)  Wenn Bedienstete vor Gericht, der Polizei oder anderen Behörden über dienstliche Angelegen-heiten aussagen sollen, haben sie die Aussagengenehmigung unverzüglich auf dem Dienstweg unter Beifügung der Vorladung beim Personalamt zu beantragen.

6.4
Folgen der Verletzung von Pflichten (Haftung)

(1)  Für die Voraussetzungen und Umfang der Haftung für Schäden, die einer natürlichen oder einer juristischen Person durch Bedienstete oder Beauftragte der Stadtverwaltung in Ausübung staatlicher Tätigkeit rechtswidrig zugefügt werden, sind die Bestimmungen der Amtshaftung in der jeweils gültigen Fassung maßgebend.

(2)  Für die Haftung (Ersatzpflicht, Gesamtschuldner) des Bediensteten gegenüber dem Arbeitgeber gelten die dienstrechtlichen und tariflichen Bestimmungen.

(3)  Die zivilrechtlichen, strafrechtlichen oder disziplinarischen Folgen der Pflichtverletzung bleiben unberührt.

(4)  Wird ein Bediensteter im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit einer strafbaren Handlung verdächtigt, ist dem Personalamt sofort vom Amt über den zuständigen Beigeordneten zu berichten.

6.5
Arbeitszeit

6.5.1
Arbeitszeitregelung, gleitende Arbeitszeit, Überstunden, Mehrarbeit

(1)  Die Bediensteten sind verpflichtet, die festgesetzte Arbeitszeit einzuhalten und Nachweise über die geleistete Arbeitszeit zu führen (Zeitsummenkarte).

Private Angelegenheiten sind grundsätzlich außerhalb der Arbeitszeit (Regelarbeitszeit) zu erledigen.

(2)   Für die Überwachung der Einhaltung der Arbeitszeit sind die Vorgesetzten verantwortlich.

(3)  Beginn und Ende der allgemein verbindlichen Arbeitszeit für die Stadtverwaltung und ggf. für einzelne Organisationseineinheiten werden vom Oberbürgermeister unter Beteiligung des Personalrates festgelegt.

(4)  Überstunden bzw. Mehrarbeit sind nach den jeweils geltenden tarifrechtlichen bzw. gesetzlichen Bestimmungen (§ 17 BAT (O), § 17 BMT-G-O, § 75 ThürBG) zu behandeln.
(5)  Weitere Verfahrensweisen werden in einer Dienstanweisung/Dienstvereinbarung geregelt.

6.5.2
Dienstreisen/Dienstgänge

6.5.2.1
Dienstreisen

(1)  Dienstreisen sind Reisen zur Erledigung von Dienstgeschäften außerhalb der Stadt Erfurt.

(2)  Dienstreisen dürfen nur ausgeführt werden, wenn sie notwendig sind und der Zweck auf andere Weise nicht erreicht werden kann.

(3)  Für Dienstreisen gelten die gesetzlichen und verwaltungsinternen Bestimmungen. Näheres regelt eine Dienstanweisung.

6.5.2.2
Dienstgänge

(1)  Dienstgänge sind Gänge oder Fahrten im Stadtgebiet zur Erledigung von Dienstgeschäften außerhalb der Diensträume.

(2)  Für Dienstgänge haben die Bediensteten - soweit erforderlich - öffentliche Verkehrsmittel zu benutzen. Kraftfahrzeuge können dann eingesetzt werden, wenn dadurch der Dienstgang wesentlich verkürzt oder kostensparender durchgeführt werden kann, oder wenn es ansonsten unzumutbar ist.

(3)  Die Arbeitszeit beginnt und endet im Amt. In Ausnahmefällen kann hiervon mit Einwilligung des Vorgesetzten abgewichen werden.

(4)  Die Organisationseinheiten führen Unterlagen, die den Nachweis über die aktuelle An- und Abwesenheit der Bediensteten gewährleisten. (Ausgangsbuch o.ä.).

6.6
Arbeitsunfähigkeit

6.6.1
Mitteilung an das Amt

(1)  Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer sind unverzüglich dem Vorgesetzten anzuzeigen.

(2)  Die Organisationseinheit hat dem Personalamt die Arbeitsunfähigkeit umgehend auf dem vorge​sehenen Lagervordruck mitzuteilen. Liegt eine ärztliche Bescheinigung vor, ist diese der Mitteilung beizufügen.

(3)  Ist die Arbeitsunfähigkeit durch einen Dienstunfall, Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit verursacht, ist Pkt. 6.6.5 zu beachten.

(4)  Arbeitsunfähige Bedienstete sollen auf dienstliche Termine hinweisen, die von der Organisations-einheit bzw. anderen Bediensteten während der Dauer der Arbeitsunfähigkeit wahrzunehmen sind.

6.6.2
Ärztliche Bescheinigung

(1)  Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als drei Kalendertage, ist vom Bediensteten eine ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer spätestens an dem darauffolgenden Arbeitstag vorzulegen. Der Arbeitgeber ist berechtigt, in Einzelfällen die Vorlage der ärztlichen Bescheinigung früher zu verlangen (§ 37a BAT (O), § 18 BMT-G- Ost, § 77 ThürBG).

(2)  Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als in der Bescheinigung angegeben, ist der Bedienstete verpflichtet, unverzüglich eine neue ärztliche Bescheinigung vorzulegen.

6.6.3
Schwere Erkrankungen

Bei langer oder schwerer Erkrankung soll der Vorgesetzte mit dem erkrankten Bediensteten Kontakt halten und notwendige Fürsorgemaßnahmen veranlassen.

6.6.4
Arbeitsunfähigkeit während des Erholungsurlaubes

Arbeitsunfähigkeit während des Erholungsurlaubes ist unverzüglich der Organisationseinheit anzu-zeigen. Die Tage der Arbeitsunfähigkeit sind durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen. Nur unter diesen Voraussetzungen werden die Tage der Arbeitsunfähigkeit nicht auf den Erholungsurlaub angerechnet. Nach planmäßigem Ablauf des Erholungsurlaubs oder, falls die Arbeitsunfähigkeit länger dauert, nach Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit, ist die Arbeit wieder aufzunehmen. Der Antritt des restlichen Erholungsurlaubs muß erneut genehmigt werden.

Eine eigenmächtige Verlängerung des Erholungsurlaubes um die Tage der Arbeitsunfähigkeit ist nicht zulässig.

6.6.5
Dienst-, Arbeits- und Wegeunfälle sowie Berufskrankheiten

(1)  Alle Dienst-, Arbeits- und Wegeunfälle sowie Berufskrankheiten der Beamten und Beamten-anwärter bzw. städtischen Angestellten und Arbeiter sind auf den vorgeschriebenen Vordrucken dem Personalamt zu melden.

(2)  Einzelheiten werden in einer gesonderten Dienstanweisung geregelt.

6.6.6
Gesundheitliche Fürsorge

(1)  Bedienstete, die an Arbeitsplätzen beschäftigt sind, von denen eine besondere gesundheitliche Gefährdung ausgeht, müssen sich den durch gesetzliche oder tarifvertragliche Bestimmungen vorgeschriebenen Untersuchungen unterziehen. Die Vorgesetzten haben die Teilnahme an den vorgeschriebenen Untersuchungen zu überwachen.

(2)  Im Rahmen der gesundheitlichen Fürsorge für Bedienstete angebotene Untersuchungen werden grundsätzlich kostenlos und während der Arbeitszeit durchgeführt.

6.7
Urlaub, Dienst-/Arbeitsbefreiung

6.7.1
Erholungsurlaub

(1)  Der Anspruch auf Erholungsurlaub richtet sich nach den gesetzlichen und tarifvertraglichen Regelungen.

(2)  Der den Bediensteten für ein Kalenderjahr zustehende Erholungsurlaub, einschließlich eines etwaigen Zusatzurlaubs, ist in den vorgesehenen Lagervordruck "Urlaubs- und Freistellungsantrag" einzutragen.

(3)  Der Vorgesetzte ist für die Einhaltung der Urlaubsbestimmungen und die ordnungsgemäße Führung der Urlaubs- und Freistellungsanträge verantwortlich.

6.7.2
Urlaubsplan

(1)  Durch die Urlaubsgewährung darf der Dienstbetrieb nicht grundlegend beeinträchtigt werden.

(2)  Der Vorgesetzte und sein Vertreter können nicht zum gleichen Zeitpunkt Urlaub nehmen. Im Vertretungsfall ist die Durchführung einer Dienstreise ausgeschlossen.

(3)  Zu Beginn des Urlaubsjahres wird ein Urlaubsplan- /liste aufgestellt.

6.7.3
Sonderurlaub

Anträge auf Gewährung von Sonderurlaub bearbeitet das Personalamt.

6.7.4
Dienst- / Arbeitsbefreiung

Dienst- bzw. Arbeitsbefreiung aus persönlichen Gründen wird nach den gesetzlichen und tarifvertrag-lichen Regelungen gewährt. Anträge sind auf dem Dienstweg dem Personalamt zuzuleiten.

6.8
Dienstausweise

6.8.1
Personenkreis

(1)  Dienstausweise werden nur an Bedienstete ausgegeben, deren Dienst- bzw. Aufgabenstellung sie befugt, sich in Ausübung ihres Dienstes als städtischer Bedienstete - und ggf. zur Vornahme einer bestimmten Handlung berechtigt - ausweisen zu müssen.

(2)  Dienstausweise dürfen nur in Verbindung mit der Wahrnehmung dienstlicher Aufgaben verwendet werden. Ihre mißbräuchliche Benutzung ist nicht statthaft.

6.8.2
Ausstellung

(1)  Dienstausweise werden vom Personalamt ausgestellt. Anträge auf Ausstellung eines Dienstaus-weises sind vom Vorgesetzten nach Lagervordruck unter Angabe der persönlichen Daten (Vor- und Familienname, Geburtsdatum), der Funktion des Bediensteten, der wahrzunehmenden Dienstge-schäfte und mit einem Lichtbild, dem Personalamt zuzuleiten.

(2)  Dienstausweise werden gegen Unterschriftleistung in den Organisationseinheiten an die Bedien​steten ausgehändigt.

6.8.3
Verlängerung

(1)  Dienstausweise werden mit einem Gültigkeitsvermerk versehen. Dieser wird jährlich erteilt.

(2)  Gültigkeitsvermerke erteilt das Personalamt. Die Organisationseinheiten legen gesammelt die Dienstausweise vor, bei denen der Gültigkeitsvermerk abläuft und die Dienstausweise weiterhin erforderlich sind.

(3)  Das Personalamt überwacht Ausstellung und Vollständigkeit der Dienstausweise durch entsprechende Aufzeichnungen/Überwachungsliste.

6.8.4
Verlust

(1)  Der Verlust eines Dienstausweises ist dem Personalamt auf dem Dienstweg umgehend mitzuteilen.

(2)  Das Personalamt gibt den Verlust ggf. öffentlich bekannt. Der Verlust ist in der Überwachungsliste zu vermerken. Bei Wiederauffinden des verlorengegangenen Dienstausweises ist dieser dem Personalamt auszuhändigen.

6.8.5
Einziehung, Vernichtung

(1)  Bei Beendigung der Tätigkeit, für die ein Dienstausweis ausgestellt war, beim Ausscheiden des Bediensteten und bei Unbrauchbarkeit des Dienstausweises ist dieser vom Vorgesetzten einzuziehen und dem Personalamt zur Vernichtung zu übersenden.

(2)  Die Vernichtung der Dienstausweise ist in einer aufzubewahrenden Niederschrift von zwei Bediensteten zu bestätigen.

6.8.6
Nebentätigkeit

(1)  Für die Ausübung einer Nebentätigkeit ist die Thüringer Verordnung über die Nebentätigkeit der Beamten - Thüringer Nebentätigkeitsverordnung (ThürNVO) vom 24.Februar 1995 (GVBl. S. 135) - in Verbindung mit § 71 des Thüringer Beamtengesetzes (ThürBG) vom 10.Juni 1994 (GVBl. S. 585) und § 11 BAT-O und BMT-G-Ost, anzuwenden.

(2)  Die Genehmigung erteilen


für die Beigeordneten



der Oberbürgermeister


für die Amtsleiter und deren Stellvertreter

der Leiter des Personalamtes im 







Einvernehmen mit dem zuständigen 







Beigeordneten


für alle anderen Bediensteten


der Leiter des Personalamtes mit Einwilligung 






des jeweiligen Vorgesetzten.

(3)  Jede Nebentätigkeit ist schriftlich (formlos) nach den im § 5 der ThürNVO aufgeführten Angaben beim Personalamt über den zuständigen Vorgesetzten zu beantragen.

7
Information der Öffentlichkeit

Der Verkehr mit Presse, Nachrichtenagenturen, Rundfunk, Fernsehen und Film wird in einer geson-derten Dienstanweisung geregelt. 

8
Verwaltung und Nutzung der städtischen Verwaltungsgebäude

8.1
Hausverwaltung

(1)  Hausverwaltende Organisationseinheit für die städtischen Verwaltungsgebäude ist das Hauptamt, es nimmt grundsätzlich alle mit der Hausverwaltung zusammenhängenden Aufgaben wahr.

Durch das Hauptamt werden Hauskuratoren bestellt, denen bestimmte Verwaltungsgebäude zur unmittelbaren Hausverwaltung zugewiesen sind. Die Rechte und Pflichten der Hauskuratoren sind in einer gesonderten Dienstanweisung geregelt.

(2)  Die Hausverwaltung von Gebäuden, die nicht Verwaltungsgebäude sind (Schulen, Jugendheime, Kindertagesstätten usw.), ist den Organisationseinheiten, denen die Aufgabe entsprechend des Aufgabengliederungsplanes der Stadt Erfurt zugewiesen ist, übertragen.

8.2
Raumfragen

Für die Zuweisung von Räumen der Organisationseinheiten in den Verwaltungsgebäuden ist das Hauptamt zuständig. Alle notwendigen Veränderungen im Zusammenhang mit der Raumzuweisung an die Organisationseinheiten sind beim Hauptamt zu beantragen.

8.3
Kennzeichnung, Wegweisung

(1)  Städtische Gebäude und Räume sind im Außenbereich durch Tafeln (Schilder) kenntlich zu machen. Für die Anbringung sind entsprechend Punkt 8.1 die hausverwaltenden Organisations-einheiten zuständig. Veränderungen der Beschilderung sind nur mit Genehmigung des Hauptamtes zulässig.

(2)  Zur Orientierung der Besucher sind je nach Bedarf außen, im Vorraum und in den einzelnen Geschossen Wegweiser sowie an den Türen Hinweisschilder anzubringen. Für die Anbringung der Wegweiser und Hinweisschilder sind nach Vorgabe des Hauptamtes die hausverwaltenden Organisa-tionseinheiten zuständig.

8.4
Aushänge, Werbungen, Sammlungen etc. 

(1)  Aushänge innerhalb der Verwaltungsgebäude sind nur an den hierfür vom Hauptamt festgelegten Stellen zulässig. Näheres regelt eine gesonderte Dienstanweisung.

(2)  Sammlungen und Vertrieb von Waren sowie das Verteilen von Flugblättern sind in den Verwal-tungsgebäuden untersagt. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung des Oberbürgermeisters.

8.5
Betreiben von elektrischen Geräten, Rundfunk- und Fernsehgeräten

(1)  Das Aufstellen und Betreiben von Rundfunk-, Fernseh- und Tonwiedergabegeräten in der Stadt-verwaltung Erfurt ist genehmigungspflichtig. Über die Betreibung von Rundfunk- und Fernsehgeräten entscheidet der zuständige Hausverwalter.

(2)  Die Anmeldungen der Rundfunk- und Fernsehgeräte sind bei der GEZ in Köln vorzunehmen. Für private Geräte ist die Anmeldung bei der GEZ (Kopie) beim Vorgesetzten nachzuweisen.

(3)  Das Betreiben von elektrischen Geräten (Heizer, Kühlschränke usw.) in den Organisationsein-heiten ist grundsätzlich untersagt. Über Ausnahmen entscheidet der Amtsleiter des Hauptamtes.

(4)  Das Betreiben privater Kaffee- bzw. Teeautomaten, Wasserkochern etc. ist im Einvernehmen mit  dem Vorgesetzten erlaubt. Die Geräte müssen den geltenden Sicherheitsvorschriften entsprechen und werden in die turnusmäßige Überprüfung der ortsveränderlichen Anlagen mit einbezogen.

8.6
Verschlußsicherheit, Brandschutz, Haftung, Fundsachen

8.6.1
Verschlußsicherheit der Räume

(1)  Verwaltungsräume sind bei kurzfristiger Abwesenheit der Bediensteten während der täglichen Dienststunden zu verschließen.

(2)  Auf Grund der zunehmenden Einbrüche in den Gebäuden der Stadtverwaltung und den damit verbundenen Zerstörungen der Bürotüren, ohne daß etwas aus den Räumen entwendet wurde, werden die Bürotüren in den einzelnen Gebäuden nach Dienstschluß nicht verschlossen. Die Verschlußsicherheit des Gebäudes ist an den Eingangstüren bzw. den Korridortüren abzusichern. Im Rathaus sind alle Türen zu verschließen.

(3)  Archive, Kassenräume und andere Räume, die gesondert gesichert werden müssen, sind weiterhin verschlossen zu halten.

(4)  Private Geldbeträge und sonstige Wertsachen dürfen in städtischen Räumen nicht aufbewahrt werden.

8.6.2
Schlüsselverwahrung

(1)  Schlüssel zu den Diensträumen sind vor Arbeitsbeginn bei der durch das Hauptamt bestimmten Stelle (Pforte) in Empfang zu nehmen. Der Empfang ist in einem Schlüsselbuch zu quittieren. Nach Dienstschluß sind die Schlüssel an der o.g. Stelle wieder abzugeben.

(2)  Insofern die Gegebenheiten es zulassen (Zentralschließanlage), können den Bediensteten auch die Schlüssel für die Dauer ihres Beschäftigungsverhältnisses bzw. des Nutzungszeitraumes der Räume, zum eigenverantwortlichen Gebrauch gegen Unterschriftsleistung überlassen werden.

(3)  Bei der Überlassung ist der Bedienstete für die sorgfältige verlustsichere Aufbewahrung des Schlüssels verantwortlich. Die Weitergabe oder zeitweise Überlassung an Personen, die nicht in einem Beschäftigungsverhältnis mit der Stadt Erfurt stehen oder nicht Bedienstete der jeweiligen Organisationseinheit sind, ist nicht statthaft.

(4)  Für die Verwahrung von Schlüsseln zu Panzerschränken, Archiven usw. gelten die jeweils durch die Vorgesetzten festgelegten Schlüsselordnungen.

(5)  Zweitschlüssel sind grundsätzlich bei der von der hausverwaltenden Organisationseinheit  bestimmten Stelle (Pforte) aufzubewahren. Die Anfertigung bzw. Beschaffung von Zweit- bzw. Ersatz-schlüsseln obliegt ausschließlich der hausverwaltenden Organisationseinheit. Der Verlust ausgehän​digter Schlüssel ist umgehend der hausverwaltenden Organisationseinheit anzuzeigen. Die not​wendige Ersatzbeschaffung wird durch dieses veranlaßt.

(6)  Bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses bzw. Umzug in andere Räume, ist der über-lassene Schlüssel umgehend der durch das Hauptamt bestimmten Organisationseinheit zurück-zugeben.

8.6.3
Verlassen der Räume nach Dienstschluß

Die Bediensteten sind verpflichtet, dafür zu sorgen, daß nach Dienstende die Fenster geschlossen, das Licht gelöscht und alle elektrischen Geräte (Kopierer, PC, Drucker usw.) ausgeschaltet werden.

Für die Verschlußsicherheit der Türen gelten die Bestimmungen aus Pkt. 8.6.1 (2).

8.7
Brandschutz und Brandbekämpfung

(1)  Die in den Gebäuden (Räumen) tätigen oder wohnenden (Schulhausmeister) Bediensteten haben durch ihr Verhalten dazu beizutragen, daß feuerrechtliche Bestimmungen eingehalten und feuerge-fährliche Zustände erkannt und beseitigt werden. Nähere Bestimmungen erläßt die hausverwaltende Organisationseinheit in Zusammenarbeit mit dem Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz. Weitere Verfahrensweisen werden in einer Dienstanweisung geregelt.

(2)  Bei Ausbruch eines Brandes ist sofort die Feuerwehr zu benachrichtigen. Die geeigneten Maß-nahmen zur Eindämmung des Brandes sind zu ergreifen, die Bestimmungen zur Brandbekämpfung sind einzuhalten.

(3)  In Katastrophenfällen ist nach den Weisungen des Oberbürgermeisters oder der Katastrophen-leitstelle zu verfahren.

8.8
Sachschäden an städtischem Eigentum und Ersatzansprüche der Stadt

(1)  Schäden an städtischem Eigentum (Gebäuden, Räumen, Inventar usw.), die durch Brand, Einbruchdiebstahl oder sonstige Einwirkungen entstehen, sind umgehend dem Rechtsamt, Abt. Versicherungen, mitzuteilen. Die Mitteilung hat als Vorabinformation fernmündlich und danach in schriftlicher Form zu erfolgen. Einen Durchschlag erhält die hausverwaltende Organisationseinheit.

(2)  Ansprüche aus abgeschlossenen Versicherungen bearbeitet die Abt. Versicherungen im Rechtsamt. Der Schriftverkehr ist ausschließlich im Rechtsamt zu führen. Schadensersatzansprüche gegen Dritte aus nichtversicherten Schäden macht die hausverwaltende Organisationseinheit im Einvernehmen mit der betroffenen Organisationseinheit sowie dem Rechtsamt geltend.

(3)  Privateigentum der Bediensteten ist von der Stadtverwaltung nicht versichert. Es ist so aufzube-wahren, daß es nicht gestohlen, verlorengehen oder beschädigt werden kann. Die Stadt haftet nicht für Schäden, die auf unvorsichtiges Verhalten der Bediensteten zurückzuführen sind oder für den Verlust von Sachen, die nicht in den Diensträumen aufbewahrt werden dürfen.

8.9
Fundsachen

In städtischen Gebäuden, Diensträumen und auf städtischen Grundstücken gefundene Gegenstände sind, wenn der Verlierer nicht einwandfrei festgestellt werden kann, unverzüglich dem Fundbüro der Stadtverwaltung Erfurt zu übergeben.

9
In-Kraft-Treten

(1)  Die Allgemeine Dienst- und Geschäftsanweisung der Stadtverwaltung Erfurt (ADGA)
 tritt am 

      01. Oktober 1998 in Kraft.

(2)  Gleichzeitig wird die Allgemeine Dienstanweisung (ADA) vom 01.10.1990 außer Kraft gesetzt.

(3)  Mit Inkraftsetzung der ADGA wird die Dienstanweisung 1.2 vom 01.05.1991 “Rahmenordnung für die Bezeichnung, die Form, den Inhalt und das Verfahren zum Erlaß von Dienstvorschriften” außer Kraft gesetzt.

10
Außer-Kraft-Treten

Die Dienstanweisung tritt mit Wirkung vom 31.12.2005 außer Kraft. 
 

gez. Ruge

Oberbürgermeister

� Die Federführung für diese Dienstanweisung hat das Personal- und Organisationsamt 






